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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Am selben Tag, an dem der Souverän dem Doppelten Ja bei Initiativen mit
Gegenvorschlag zustimmte, lehnte er die von der SP mit einer Volksinitiative verlangte
Einführung des fakultativen Referendums im Bereich der militärischen Ausgaben
("Rüstungsreferendum") ab. Zugunsten eines nicht nur auf Militärausgaben
beschränkten Finanzreferendums hatte 1986 Nationalrat Günter (ldu, BE) eine
parlamentarische Initiative eingereicht. Die vorberatende Kommission sprach sich
dagegen aus; ihre Minderheit deponierte allerdings eine allgemeiner gehaltene Motion,
die in dieselbe Richtung zielt. Im Zusammenhang mit der Energiepolitik kam es zu
weiteren Vorstössen für eine Erweiterung des Referendumsrechts. Sowohl die
nationalrätliche Energiekommission (87.342) als auch der Freisinnige Villiger (LU)
(87.353) forderten in der Volkskammer mit Motionen, dass der Grundsatzentscheid
über die Bewilligung für Kernkraftwerke dem fakultativen Referendum zu unterstellen
sei. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.10.1987
HANS HIRTER

Die zuständige Nationalratskommission veröffentlichte ihren ablehnenden Bericht zur
Einheitsinitiative, bei der das Parlament entscheiden könnte, ob das Anliegen einer
Volksinitiative auf der Verfassungsoder der Gesetzesstufe behandelt werden soll. Wie
die Kommission bereits im Vorjahr bekannt gegeben hatte, beurteilt sie dieses neue
Instrument in der Praxis als zu kompliziert. Im Plenum fand dieses Verdikt bei allen
Fraktionen mit Ausnahme der SVP Zustimmung. Ebenso abgelehnt wie die
Einheitsinitiative wurde auch ein Antrag der Kommissionsminderheit für die
Ausarbeitung eines Vorschlags für die Einführung der Gesetzesinitiative. Gegen diese
war bisher ins Feld geführt worden, dass mit ihr die im parlamentarischen
Gesetzgebungsprozess gegebene Gleichberechtigung des Ständerates umgangen
werden könnte. Vollmer (sp, BE) skizzierte nun ein neues Modell, welches mit den
föderalistischen Prinzipien verträglich ist. Dieses sieht vor, dass für die Annahme von
Gesetzesinitiativen, welche von einer der beiden Parlamentskammern abgelehnt
werden, nicht nur das Volks- sondern auch das Ständemehr erforderlich ist. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.1991
HANS HIRTER

Wohl nicht zuletzt mit Blick auf die zu erwartende Auseinandersetzung über die
Beschaffung eines neuen Kampfflugzeugs hatte Nationalrat Hubacher (sp, BS) im
Vorjahr eine parlamentarische Initiative für die Einführung eines allgemeinen
Rüstungsreferendums eingereicht. Nachdem die Stimmberechtigten bereits 1987 eine
entsprechende Volksinitiative der SP mit einem Neinstimmenanteil von knapp 60
Prozent verworfen hatten, lehnte der Nationalrat auch den von der SP, den Grünen und
der LdU/EVP-Fraktion unterstützen Vorstoss Hubacher mit 96 zu 54 Stimmen ab. Nach
Ansicht der Fraktionen der FDP und der SVP dürfte eine derartige Erweiterung der
Volksrechte nur im Rahmen der Einführung eines generellen Finanzreferendums, dem
z.B. auch Beschlüsse über Rahmenkredite für Entwicklungshilfe oder Lohnerhöhungen
für das Bundespersonal unterstellt wären, eingeführt werden. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.1991
HANS HIRTER

Volksinitiativen, welche sich gegen konkrete Bauvorhaben richten, waren in den letzten
Jahren oft mit einer Rückwirkungsklausel versehen gewesen. So hätte die Annahme der
1990 verworfenen Initiative "Stopp dem Beton" alle seit 1986 bewilligten oder gebauten
Strassen betroffen. Auch die Initiative "40 Waffenplätze sind genug", welche sich
konkret gegen den in Neuchlen-Anschwilen (SG) geplanten Waffenplatz richtet, verfügt
über eine Rückwirkungsklausel, um einen während der Behandlung der Initiative
getroffenen Parlamentsentscheid wieder rückgängig zu machen. Nationalrat Zwingli
(fdp, SG) reichte nun eine parlamentarische Initiative ein, welche verlangt, dass in
Zukunft das Parlament über die Gültigkeit von Rückwirkungsklauseln entscheiden soll.
Der Nationalrat beschloss gegen den Widerstand der Linken, diesen Vorstoss zumindest
in seiner allgemeinen Stossrichtung zu unterstützen und eine Kommission mit näheren
Abklärungen zu beauftragen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.1991
HANS HIRTER
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Nach Ansicht der Kommissionsmehrheit sind diese Rückwirkungsklauseln vor allem
vom Standpunkt der Rechtssicherheit her problematisch, weil mit ihnen nachträglich
die verfassungsmässige Kompetenzordnung aufgehoben werden kann, indem ein
faktisches Referendumsrecht für bereits zustandgekommene, nicht
referendumspflichtige Parlamentsbeschlüsse eingeführt wird. Zudem sieht die
Kommission in ihnen insofern einen Missbrauch der Volksrechte, als sie eingesetzt
werden, um den Vollzug von Beschlüssen — zumindest bis zur Volksabstimmung über
diese Initiativen — hinauszuschieben. Gegner des Vorstosses Zwingli hielten dem
entgegen, dass ein Verbot von Rückwirkungsklauseln eine nicht akzeptable und bisher
nicht übliche Einschränkung der Volksrechte bedeuten würde, und dass diese Klauseln
ein wichtiges Druckmittel für eine rasche Behandlung von Initiativen durch Bundesrat
und Parlament darstellten. Im Parlament besteht Einigkeit, dass eine Verkürzung der
Behandlungsfristen für Volksinitiativen nötig ist. Die Motion des Nationalrats für eine
speditivere Behandlung von Volksinitiativen wurde im Berichtsjahr auch vom Ständerat
gutgeheissen. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.1991
HANS HIRTER

Auch wenn das Parlament diese aktuellen sicherheitspolitischen Streitfragen nicht
zum Anlass für eine Praxisänderung nehmen wollte, wird das Thema im Gespräch
bleiben. Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats beschloss mit knappem
Mehr, die im Vorjahr überwiesene parlamentarische Initiative Zwingli (fdp, SG) weiter zu
behandeln und abzuklären, welche neuen Bestimmungen geschaffen werden müssten,
um Rückwirkungsklauseln in Volksinitiativen in Zukunft zu verbieten. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.05.1992
HANS HIRTER

Ein Vorschlag, wie vermieden werden könnte, dass vom Parlament beschlossene grosse
Rüstungsgeschäfte und Bauprojekte mit rückwirkenden Volksinitiativen bekämpft
werden, kam vom Staatsrechtler Kölz und wurde auf politischer Ebene von Nationalrat
Rechsteiner (sp, SG) in Form einer parlamentarischen Initiative aufgenommen. Diese
verlangt, dass die Bundesversammlung auch Verwaltungsakte von ausserordentlicher
Tragweite in der Form eines allgemeinverbindlichen – und damit dem fakultativen
Referendum unterstellten – Bundesbeschlusses fassen kann. Gemäss Kölz hatte die
anlässlich der Verfassungstotalrevision von 1874 eingeführte Rechtsform des
allgemeinverbindlichen Bundesbeschlusses ursprünglich die Bedeutung eines
Verwaltungsreferendums für wichtige Entscheide. Sie war dann aber 1962 im Rahmen
einer Revision des Geschäftsverkehrsgesetzes restriktiver gefasst worden, indem ihre
Anwendung auf zeitlich befristete gesetzgeberische Entscheide beschränkt wurde. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.05.1992
HANS HIRTER

Auf Antrag seiner Staatspolitischen Kommission beschloss der Nationalrat, einer
parlamentarischen Initiative Rebeaud (gp, GE), welche sowohl ein Verbot für den
Massenversand von Unterschriftenlisten als auch für die Entlöhnung von
Unterschriftensammlern gefordert hatte, keine Folge zu geben. Beide Vorschläge
wurden als nicht praktikabel beurteilt. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.1993
HANS HIRTER

Im März befasste sich der Nationalrat mit Massnahmen gegen die vor allem in grossen
Kantonen als zu gross empfundene Anzahl von Listen bei den Nationalratswahlen. Da
der Bundesrat in Aussicht gestellt hatte, noch im laufenden Jahr seine Vorschläge für
eine Teilrevision des Gesetzes über die politischen Rechte vorzulegen, in welcher auch
dieses Thema angeschnitten würde, entschied sich der Nationalrat dafür, einer 1991
eingereichten parlamentarischen Initiative Spoerry (fdp, ZH) keine Folge zu geben.
Immerhin verabschiedete er eine Motion, welche generell entsprechende Massnahmen
verlangt. Da das in der Initiative Spoerry enthaltene Verbot von
Listenunterverbindungen sowohl in der vorberatenden Staatspolitischen Kommission
als auch im Plenum stark umstritten war, wurde es im Motionstext lediglich
unverbindlich als Möglichkeit aufgeführt. Eine weniger umstrittene Motion des
Nationalrats verlangte vom Bundesrat die Staffelung der für die Einreichung eines
Wahlvorschlags erforderlichen Unterschriftenzahl nach der Kantonsgrösse. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.1993
HANS HIRTER
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Der Ständerat hatte im Vorjahr beschlossen, auf die Vorlage des Nationalrats für ein
Verbot von rückwirkenden Bestimmungen in Volksinitiativen nicht einzutreten und
den Bundesrat mit einer Motion [93.3533] zu beauftragen, selber diesbezügliche
Vorschläge auszuarbeiten. Die vorberatende Kommission des Nationalrats hatte
anschliessend mit knapper Mehrheit entschieden, den konkreten Vorschlag ebenfalls
fallen zu lassen und auf entsprechende allgemeinere Vorschläge des EJPD im Rahmen
der Totalrevision der Bundesverfassung zu warten. Nachdem die drei bürgerlichen
Bundesratsparteien aber für eine rasche Lösung votiert hatten, beharrte der
Nationalrat mit 84:64 auf seinem ursprünglichen Beschluss. Er überwies zudem auch
die Motion des Ständerats. Dieser lehnte dann den Verbotsbeschluss des Nationalrats
zum zweitenmal und damit definitiv ab. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.1995
HANS HIRTER

Unabhängig von den Bestrebungen im Rahmen der Verfassungstotalrevision unternahm
der Waadtländer Sozialdemokrat Chiffelle einen neuen Anlauf zur Einführung des
fakultativen Referendums für Kredite des VBS für Bauten, Landerwerb und
Rüstungskäufe, welche die Summe von 200 Mio Fr. übersteigen. Seine von der SP
unterstützte parlamentarische Initiative wurde im Nationalrat mit 120:57 Stimmen
abgelehnt. Dabei hatte die vorberatende Kommission auf die Anträge zur Totalrevision
der Bundesverfassung aufmerksam gemacht, welche das Finanzreferendum ebenfalls
einführen möchten, es aber nicht auf ein einzelnes Departement beschränken wollen. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.06.1998
HANS HIRTER

Eine etwas weniger radikale Verkürzung der Behandlungsfristen, nämlich auf 18
Monate von der Einreichung bis zur Volksabstimmung, strebte eine parlamentarische
Initiative Maspoli (lega, TI) an. Obwohl sein Vorstoss von 57 Abgeordneten aus allen
Fraktionen unterzeichnet worden war, und sich auch die SPK nur knapp für eine
Ablehnung ausgesprochen hatte, wurde er im Plenum mit 102:39 Stimmen deutlich
verworfen. Kommissionssprecher Gross (sp, ZH) hatte in seinem Votum gegen den
Vorstoss zwei Argumente in den Vordergrund gestellt. Erstens die Tatsache, dass mit
den in den letzten Jahren erfolgten Verkürzungen der Behandlungsfristen eine
Hinhaltetaktik durch die Behörden, wie früher nicht selten praktiziert, verunmöglicht
worden sei. Als zweitens Argument führte er die praktische Funktion der Volksinitiative
in ihrer schweizerischen Ausprägung an. Im Gegensatz etwa zur Praxis in Kalifornien (wo
die Volksabstimmung unmittelbar nach der Einreichung stattfindet) sei diese in der
Schweiz nicht ein reines Machtinstrument gegen das Parlament, sondern habe vielmehr
die Wirkung eines Auslösers von breiten politischen Diskussionen und motiviere die
Behörden dazu, nach neuen Lösungen für offensichtliche Probleme zu suche. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.1998
HANS HIRTER

Die damit befassten Subkommissionen der SPK beider Räte beschlossen, wie die im
Sommer 1999 gescheiterten Pläne des Bundesrats für eine Reform der Volksrechte
weiter verfolgt werden sollen. Auf die für das damalige Scheitern verantwortliche
Erhöhung der Unterschriftenzahl für Initiative und Referendum soll ebenso verzichtet
werden wie auf eine Verkürzung der Sammelfristen. Festhalten möchte man jedoch an
der Einführung einer „allgemeinen Volksinitiative“. Damit könnte eine Forderung in
allgemeiner Form eingebracht werden, über die genaue Formulierung und die Frage, ob
das Anliegen auf Gesetzes- oder Verfassungsstufe zu behandeln sei, würde dann das
Parlament entscheiden. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.07.2000
HANS HIRTER

Die SPK des Nationalrates möchte, dass Volksinitiativen, die ganz oder teilweise im
Gegensatz zu Völker- oder Menschenrechtsbestimmungen stehen und sich deshalb
nicht textgetreu umsetzen lassen, nicht mehr dem Volk zum Entscheid vorgelegt
werden. Mit einer parlamentarischen Initiative beantragte sie deshalb, die
Prüfungskriterien für die Gültigkeit von Volksinitiativen zu erweitern und auch das
Bundesgericht in die Entscheidfindung einzubeziehen. Die SPK des Ständerats sprach
sich gegen diesen Vorstoss aus. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.11.2008
HANS HIRTER
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Der Nationalrat nahm die Diskussion wieder auf über Volksinitiativen, die ganz oder
teilweise im Gegensatz zu Völker- oder Menschenrechtsbestimmungen resp. zu in der
Bundesverfassung verankerten Grundrechten stehen und sich deshalb nicht textgetreu
umsetzen lassen. Er gab dabei einer parlamentarischen Initiative Vischer (gp, ZH) Folge,
welche die Ungültigkeit von Initiativen verlangt, die „materiell gegen den
Grundrechtsschutz oder gegen die Verfahrensgarantien des Völkerrechtes“ verstossen.
Gleichzeitig überwies er auch ein Postulat seiner SPK-NR (Po. 08.3765), welche vom
Bundesrat einen Bericht über den zukünftigen Umgang mit derartigen Volksinitiativen
und eine allfällige verfassungsrechtlich abgestützte Ausweitung des Umfangs des
„zwingenden Völkerrechts“ fordert. Die SVP hatte beide Vorstösse erfolglos bekämpft,
Minderheiten der CVP und der FDP nur die Initiative Vischer. Die in den letzten Jahren
häufiger vorgekommene Konkurrenz zwischen Verfassungsbestimmungen und
Volksinitiativen motivierten den Nationalrat auch, einer parlamentarischen Initiative
Studer (evp, AG) aus dem Jahre 2005 für die Einführung eines Verfassungsgerichts
gegen den Widerstand der SVP Folge zu geben. Als Reaktion darauf erwogen SVP-
Spitzenpolitiker die Lancierung einer Volksinitiative, welche Volksinitiativen in jedem
Fall, also auch bei Verletzung von zwingendem Völkerrecht, über internationales Recht
stellen will. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.03.2009
HANS HIRTER

Die Debatte um die Vereinbarkeit von Volksinitiativen mit internationalen Abkommen
sowie dem Völker- und Menschenrecht verstummte auch 2010 nicht. Nicht nur die
Minarett-, die Ausschaffungs-  und die Verwahrungsinitiative  sondern auch die 2010
angekündigte, aber wieder zurückgezogene Initiative zur Wiedereinführung der
Todesstrafe waren Anlass für zahlreiche Vorschläge und Vorstösse. Der Bundesrat hatte
im März 2010 in einem ersten Bericht (in Erfüllung der Postulate 07.3764 und 08.3765)
lediglich Optionen aufgelistet, wie das Verhältnis von Völkerrecht und Volksinitiativen
zu klären wäre. Gleichzeitig hatte die Regierung aber einen ausführlichen Zusatzbericht
in Auftrag gegeben, der Ende 2010 allerdings noch nicht vorlag. In der Staatspolitischen
Kommission des Ständerats wurden nicht nur diese Optionen diskutiert, sondern auch
die vom Nationalrat 2009 überwiesene parlamentarische Initiative Vischer (gp, ZH),
welche anregt, nicht nur jenen Initiativen die Gültigkeit absprechen zu können, die
gegen zwingendes Völkerrecht verstossen, sondern auch jenen, die Grundrechtschutz
verletzen. Die SPK-SR bevorzugt allerdings ein Vorprüfungsverfahren und steht der
Ausweitung des Katalogs, der die Gründe für eine Ungültigkeitserklärung umfasst, eher
skeptisch gegenüber. Bevor sie sich zur Initiative Vischer äussert, will sie aber den
Zusatzbericht des Bundesrats abwarten. Auch Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf
schaltete sich in die Diskussion ein und schlug vor, völkerrechtlich heikle Initiativen bei
der Unterschriftensammlung mit einem Warnhinweis zu versehen. Eine Gruppe aus
Menschenrechtsorganisationen und des Club Helvétique beschloss die Lancierung
einer Initiative, die Bundesverfassung dahingehend zu ändern, dass Grundrecht
verletzende Volksinitiativen für ungültig erklärt werden können. Weiter wurde
vorgeschlagen, eine materielle Prüfung von Volksbegehren bereits vor der
Unterschriftensammlung vorzunehmen. Die nationalrätliche SPK-NR hatte eine solche
Prüfung empfohlen, wobei aber noch umstritten war, wer diese Prüfung vornehmen
soll. Zur Diskussion standen richterliche Gremien oder aber das Parlament selbst. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.11.2010
MARC BÜHLMANN

Auf eine Vereinfachung des Abstimmungsverfahrens bei gleichzeitigem Vorliegen von
Initiative und Gegenvorschlag zielte eine parlamentarische Initiative Borer (svp, SO).
Seine Idee, auf eine Stichfrage zu verzichten und bei doppeltem Ja der Vorlage mit den
meisten Stimmen den Vorzug zu geben, fand allerdings nur in seiner eigenen Fraktion
Unterstützung. Mit 138 zu 55 Stimmen wurde sie abgelehnt. Die SPK-N hatte darauf
hingewiesen, dass nur mit einer Stichfrage alle Präferenzen korrekt abgebildet würden.
Wer etwa Initiative und Gegenvorschlag dem Status Quo vorzieht, die Initiative aber
präferiert, der müsste den Gegenvorschlag ablehnen, wenn er nicht die Stichfrage
hätte, mit der er seiner Präferenzordnung (Initiative vor Gegenvorschlag vor Status Quo)
Ausdruck verleihen könne. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2012
MARC BÜHLMANN
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Mit einem Bericht über die Anforderungen an die Gültigkeit von Volksinitiativen
mischte sich die SPK-SR in die laufende Diskussion zum Thema ein. Die in letzter Zeit
sehr hart geführten Diskussionen um die Schwierigkeiten bei der Umsetzung von
angenommenen Volksbegehren und der damit verknüpfte Unmut in der Bevölkerung
war für die SPK-SR Anlass für eine eingehende Prüfung des Reformbedarfs der Gründe
für die Ungültigerklärung von Volksinitiativen. Die Kommission schlug fünf mögliche
Präzisierungen vor, von denen sie vier als parlamentarische Initiativen einreichte. Das
bestehende Kriterium der "Einheit der Materie" soll erstens präziser formuliert werden
(Pa.Iv. 15.475). Zweitens soll die Behandlung einer Initiative, die in die Umsetzung einer
bereits angenommenen Initiative eingreifen will, erst nach der Umsetzung der ersten in
Angriff genommen werden. Damit wollte die SPK-SR Durchsetzungsinitiativen – als
Beispiel genannt sei die von der SVP eingereichte Initiative zur Umsetzung der
Ausschaffungsinitiative – die Zähne ziehen (Pa.Iv. 15.476). Drittens sollen
Initiativkomitees die Möglichkeit erhalten, ihr Begehren formell- und materiellrechtlich
prüfen zu lassen (Pa.Iv. 15.477). Dieser Vorschlag entsprach einer mittlerweile vom
Bundesrat zur Abschreibung empfohlenen Motion. Viertens sollen indirekte
Gegenentwürfe zu Volksinitiativen zur Information in den Abstimmungserläuterung des
Bundesrates publiziert werden (15.478). Fünftens soll ein Begehren dann ungültig sein,
wenn es rückwirkende Bestimmungen enthält. Diese Forderung war schon früher von
einer parlamentarischen Initiative Lustenberger gefordert worden (Pa.Iv. 14.471), der
beide SPK bereits Folge gegeben hatten. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.08.2015
MARC BÜHLMANN

Mehr Klarheit bei Volksabstimmungen, die bei einer Annahme internationales Recht
brechen würden, erhoffte sich Cédric Wermuth (sp, AG) dank seiner parlamentarischen
Initiative. Viele Volksbegehren seien – bewusst oder unbewusst – hinsichtlich ihrer
Umsetzung unpräzise formuliert; insbesondere bleibe häufig unklar, was geschehen
soll, wenn ein angenommenes Begehren gegen Völkerrecht oder internationale
Vereinbarungen verstosse. Der Aargauer Sozialdemokrat schlug mit seinem Begehren
deshalb vor, dass derart unklare Volksinitiativen im Falle einer Annahme erst umgesetzt
würden, wenn die entsprechenden internationalen Vereinbarungen gekündigt sind.
Bedingung dafür sei aber, dass die Initiantinnen und Initianten neben ihrem Begehren
auch explizit die Kündigung der entsprechenden Verträge forderten. In den Fällen, in
denen eine Kündigung im Initiativtext unerwähnt bliebe, gar nicht möglich sei oder
sogar zwingendes Völkerrecht gebrochen werden müsste, seien die Begehren lediglich
teilweise im Rahmen bestehenden internationalen Rechts umzusetzen.
Die SPK-NR sprach sich mit 16 zu 7 Stimmen gegen Folgegeben aus. Es sei den
Initiativkomitees nicht zuzumuten, abzuschätzen, welche internationalen Verträge mit
einem Begehren tangiert würden. Dies sei nicht immer eine rein juristische Frage,
sondern häufig auch eine politische. Es müsse möglich bleiben, Verträge nach Annahme
von Volksinitiativen neu zu verhandeln, ohne dass vorher klar gewesen sei, dass dies
nötig sein könnte. Eine Kommissionsminderheit betonte allerdings, dass Klarheit für die
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger geschaffen werden müsse, wofür das Begehren
einen guten Vorschlag darstelle. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.04.2019
MARC BÜHLMANN

Nachdem sich die SPK-NR dagegen ausgesprochen hatte, der parlamentarischen
Initiative von Cédric Wermuth (sp, AG) für mehr Klarheit bei Volksabstimmungen Folge
zu geben, wäre eigentlich der Nationalrat in der Sommersession 2019 mit der
Vorprüfung der Initiative an der Reihe gewesen. Dazu kam es allerdings nicht, weil der
Aargauer Volksvertreter seinen Vorstoss zurückzog. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Der Nationalrat überwies eine parlamentarische Initiative Iten (cvp, NW), welche
verlangte, dass bei Nationalratswahlen in allen Kantonen, also auch in denjenigen, wo
nur ein einziger Sitz zu vergeben ist, stille Wahlen durchgeführt werden können, als
Motion. Da der Vorstoss auch im Ständerat Zustimmung fand, ist der Bundesrat
beauftragt, diese Neuerung in die anstehende Revision des Gesetzes über die
politischen Rechte aufzunehmen. Zu diesem Revisionsvorhaben gab der Bundesrat
bekannt, dass die vor einem Jahr unterbrochenen Vorarbeiten wieder aufgenommen
worden seien. Er hat die Bundeskanzlei beauftragt, auch die Konsequenzen aus einem
allfälligen EWR-Beitritt in die Überlegungen einzubeziehen. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.1991
HANS HIRTER

Ebenfalls in eine Motion umgewandelt wurde eine parlamentarische Initiative Ruf (sd,
BE), welche forderte, dass vom Bundesrat gewählte Beamte nicht nur für den
Nationalrat, sondern auch für den Ständerat nicht wählbar sind. Der Initiant und die
ihn unterstützende Kommission hatten das Anliegen mit dem Gebot der strikten
Einhaltung des Prinzips der Gewaltenteilung begründet. Der Ständerat hingegen lehnte
diese Motion mit dem Argument ab, dass die Kantone auch weiterhin autonom über die
Wählbarkeitsvorschriften für ihre Ständeräte entscheiden sollen. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.1991
HANS HIRTER

Der Grüne Rebeaud (GE) nahm ebenfalls die Praktiken beim Referendum gegen die
Parlamentsreform zum Anlass, um mit einer vom Nationalrat noch nicht behandelten
parlamentarischen Initiative ein Verbot für bezahlte Unterschriftensammler und für
den Massenversand von Unterschriftenbogen zu verlangen. Zwei parlamentarische
Initiativen, welche eine Anpassung der für Referendum (Rychen, svp, BE) resp.
Volksinitiative (Seiler, svp, BE) benötigten Unterschriftenzahl an die stark gestiegene
Zahl der Stimmberechtigten verlangten, fanden in der Staatspolitischen Kommission
des Nationalrats keine Unterstützung. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.1992
HANS HIRTER

Der Nationalrat lehnte diskussionslos mit 102:7 Stimmen eine parlamentarische
Initiative Zisyadis (pda, VD) für die Einführung der Stimmpflicht ab. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.1995
HANS HIRTER

Insgesamt achtmal - davon sechsmal seit 1970 - ist es bisher vorgekommen, dass eine
vom Volk angenommene Verfassungsteilrevision am Ständemehr scheiterte. Der
Nationalrat lehnte jedoch die in der Form einer allgemeinen Anregung gehaltene
parlamentarische Initiative Gross (sp, ZH) für eine Gewichtung der Standesstimmen
gemäss der Bevölkerungszahl der Kantone mit 90:54 Stimmen ab. Er folgte damit
seiner Kommissionsmehrheit, welche den Vorstoss mit föderalistischen Argumenten
bekämpft hatte. Eine vor allem in der Westschweiz aktive Bewegung "Renaissance
Schweiz-Europa" kündigte die Lancierung einer Volksinitiative an, welche den Ständen
je nach der Zahl der Stimmberechtigten 1 bis 3 Stimmen zuteilen will. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.10.1995
HANS HIRTER

Nationalrat Dünki (evp, ZH) befürchtet, dass die Medienberichterstattung über
Meinungsumfragen vor dem Abstimmungstermin das Verhalten der Bürger und
Bürgerinnen auf unzulässige Weise beeinflusst. Er reichte deshalb eine
parlamentarische Initiative für ein Verbot der Publikation und der Kommentierung von
Meinungsumfragen, die in einem Zusammenhang mit einer Wahl resp. einer
Abstimmungsvorlage stehen, während dreissig Tagen vor einem Abstimmungs- oder
Wahltermin ein. Die Staatspolitische Kommission war zwar auch der Überzeugung, dass
nicht alle Meinungsumfragen auf seriösen Grundlagen beruhen, teilte jedoch Dünkis
Sorgen in bezug auf Gefahr für die freie Meinungsbildung nicht. Auf ihren Antrag hin
lehnte der Rat den Vorstoss mit 93 zu 42 Stimmen ab. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.10.1997
HANS HIRTER
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Obwohl sich beide Räte im Rahmen der Revision des Bundesgesetzes über die
politischen Rechte erst 2014 gegen einen Automatismus für eine Nachzählung von
Volksabstimmungen bei knappem Ergebnis ausgesprochen hatten, forderte Thomas
Minder (parteilos, SH) bereits Mitte 2015 per parlamentarischer Initiative einen solchen
einzuführen. Anlass war das knappe Resultat bei der RTVG-Vorlage am 14. Juni 2015, das
mit einer Differenz von 0,16% oder 3'649 Stimmen angenommen wurde – das bisher
knappste Resultat bei einer eidgenössischen Urnenabstimmung. Minder erwähnte in
der Ratsdebatte ein Beispiel aus seiner Wohngemeinde Neuhausen, wo bei rund 5'500
Abstimmenden 65 ungültige Stimmzettel gezählt wurden, wohingegen es in der Stadt
Schaffhausen gerade mal einen ungültigen Stimmzettel gegeben habe. Dies sei ein
Beispiel dafür, wie sensibel Auszählen sei. Aus diesem Grund müsse bei sehr knappen
Resultaten ein Automatismus spielen. Einen solchen gebe es überdies auch in einigen
Kantonen, z.B. in Bern, Graubünden, St. Gallen, Zug oder Zürich, wo bei Differenzen
zwischen 0,1 und 0,4% automatisch nachgezählt werde. Minder schlug für die nationale
Ebene 0,3% vor. 
Die SPK-SR lehnte das Begehren knapp mit 5 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung ab. Die
Mehrheit stiess sich am Umstand, dass erst kürzlich über das Anliegen legiferiert
worden sei. Die wichtigsten Argumente gegen einen Automatismus seien deshalb nach
wie vor die gleichen: Auch eine Nachzählung könne fehlerhaft sein, eine
Prozentschwelle sei willkürlich und auch noch so knappe Mehrheitsentscheide seien zu
akzeptieren. Man müsse zudem Vertrauen haben in die Arbeit der Zählbüros in den
Kantonen und Gemeinden. Die Minderheit machte freilich geltend, dass die
Legitimation knapper Entscheide leide, wenn die Stimmbürgerschaft davon ausgehen
müsse, dass (knappe) Resultate auch anders hätten ausfallen können. Die Revision des
Bundesgesetzes über die politischen Rechte sei zudem im Vorfeld der eidgenössischen
Wahlen sehr rasch erledigt worden; die Frage der knappen Abstimmungsergebnisse sei
damals zu wenig gründlich geprüft worden, was man jetzt nachholen könnte. Darauf
schien allerdings fast niemand in der kleinen Kammer Lust zu haben: Die Initiative
wurde mit 39 zu 2 Stimmen deutlich versenkt. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.12.2015
MARC BÜHLMANN

Das Referendum zum Geldspielgesetz hatte einige Diskussionen zur Finanzierung von
Unterschriftensammlungen und Abstimmungskampagnen ausgelöst. Umstritten war
insbesondere, ob es möglich sein darf, dass Akteure aus dem Ausland die Sammlung von
Unterschriften und die Kampagne vor einer Abstimmung finanziell unterstützen. In der
Tat wären die Interessen von Anbietern von Online-Spielen mit Sitz im Ausland vom
neuen Geldspielgesetz beeinträchtigt worden, weil dieses Zugangssperren vorsah.
Verschiedene Medien hatten damals berichtet, dass diese Kreise nicht nur die
Unterschriftensammlung für das Referendum finanziell unterstützt, sondern auch Geld
in die Abstimmungskampagne gesteckt hätten. 
«Unzulässig und inakzeptabel» sei dies und würde die «Glaubwürdigkeit der politischen
Institutionen» untergraben, begründete Jean-René Fournier (cvp, VS) seine
parlamentarische Initiative, mit der er ein Verbot der Finanzierung von
Unterschriftensammlungen für Referenden und Initiativen sowie von
Abstimmungskampagnen durch ausländische Mittel forderte. 
Die SPK-SR gab der Initiative mit 9 zu 2 Stimmen bei 1 Enthaltung Folge und wollte die
Aufnahme des Anliegens in eine Kommissionsinitiative prüfen, mit der mehr
Transparenz in der Politikfinanzierung geschaffen werden sollte und die gleichzeitig als
Gegenvorschlag für die Transparenzinitiative fungieren sollte. 
Nur einen Monat später, Mitte Februar 2019, sprach sich allerdings ihre
Schwesterkommission gegen die Initiative Fournier aus. Zwar teile sie die Ansicht, dass
hinsichtlich Politikfinanzierung etwas getan werden müsse, es dürfe aber nicht
reglementiert werden, woher die finanzielle Unterstützung konkret komme, erklärte die
Kommission. Mit 14 zu 10 Stimmen empfahl die SPK-NR deshalb die parlamentarische
Initiative zur Ablehnung. 28

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.02.2019
MARC BÜHLMANN

Da sie im Rahmen des indirekten Gegenvorschlags zur Transparenzinitiative das von der
parlamentarischen Initiative Fournier (cvp, VS) geforderte Verbot einer Finanzierung
von Unterschriftensammlungen und Abstimmungskampagnen aus dem Ausland
aufgenommen habe, sei das Anliegen des Walliser Kantonsvertreters umgesetzt worden,
begründete die SPK-SR ihren Antrag auf Nicht-Folgegeben. Der Ständerat folgte diesem
Antrag stillschweigend, nachdem er über Gegenvorschlag und Initiative debattiert
hatte. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2019
MARC BÜHLMANN
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Ende August verabschiedete der Bundesrat die Verordnung über die Transparenz bei
der Politikfinanzierung. Das geänderte Bundesgesetz über die politischen Rechte
wurde per 23. Oktober 2022 in Kraft gesetzt. Die neue Regelungen basieren auf einem
indirekten Gegenvorschlag zur Transparenzinitiative, welche in der Folge zurückgezogen
worden war. Die Revision der Verordnung sah nun zwei grundlegende Änderungen vor: 
Erstmals für das Kalenderjahr 2023 müssen einerseits alle Parteien sowie alle
Parteilosen, die im eidgenössischen Parlament vertreten sind, sämtliche Einnahmen
melden. Zudem sind die Namen von Spenderinnen und Spendern von Beträgen über
CHF 15'000 sowie alle Beiträge von Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern (z.B.
Parteimitglieder im Bundesrat oder in eidgenössischen Gerichten) einzeln in dieser
Jahresrechnung aufzuführen. Parteilose Parlamentsmitglieder müssen ebenfalls alle
Spenden ausweisen. Als Spenden gelten dabei monetäre wie auch nichtmonetäre
Zuwendungen. Anonyme Zuwendungen oder Spenden aus dem Ausland dürfen nicht
angenommen werden. Die Angaben sind jeweils spätestens bis Mitte des Folgejahres
der EFK vorzulegen.
Andererseits wird auch mehr Transparenz bei Abstimmungs- und Wahlkampagnen
geschaffen. Politische Akteure, die solche Kampagnen führen, müssen deren
Finanzierung offenlegen, wenn diese mehr als CHF 50'000 beträgt. Auch in diesem Fall
sind Zuwendungen von mehr als CHF 15'000 einzeln auszuweisen – auch wenn diese
über die Zeit verteilt von der gleichen Urheberin oder dem gleichen Urheber stammen.
45 Tage vor einer Wahl oder einer Abstimmung müssen zudem die Kampagnenbudgets
gemeldet werden. Die Schlussrechnungen müssen spätestens 60 Tage nach einem
Urnengang ebenfalls bei der EFK eingereicht werden. Führen mehrere Akteure eine
Kampagne gemeinsam, werden die Finanzen zusammengezählt. Erreichen diese CHF
50'000 oder mehr, gelten für die Akteure die gleichen Regeln. 
Sonderregeln gelten für Ständeratswahlen. Kandidierende für die kleine Kammer
müssen kein Budget vorlegen, wohl aber eine Schlussrechnung, in der Zuwendungen
über CHF 15'000 ebenfalls einzeln offenzulegen sind. 
Der Bundesrat machte die EFK zur verantwortlichen Prüfstelle. Sie muss die
eingereichten Parteibudgets spätestens am 31. August eines Jahres im Folgejahr und
die Kampagnenbudgets jeweils 15 Tage nach deren Eintreffen, also spätestens 30 Tage
vor einem Urnengang, veröffentlichen. Die EFK hat dabei die Einhaltung der Fristen zu
kontrollieren. Sie kann Stichproben zur Korrektheit der Angaben durchführen, wobei sie
aber lediglich materielle Kontrollen vornimmt, also lediglich prüft, ob die Angaben
inhaltlich korrekt und die Quellen, Zuwendungen und Beträge vermutlich vollständig
sind. Bei Mängeln muss die sie eine Frist zur Nachmeldung setzen und bei Verdacht auf
Verstösse Anzeige bei den Strafverfolgungsbehörden erstatten. Sanktionen –
vorgesehen sind Bussen bis zu CHF 40'000 – können lediglich von einem Gericht
ausgesprochen werden.
Diese endgültige Fassung der Verordnung entsprach praktisch gänzlich dem Entwurf,
der in der Vernehmlassung von der Mehrheit der Teilnehmenden grundsätzlich positiv
aufgenommen worden war. Einzelne Verbesserungsvorschläge wurden in Form von
Präzisierungen vor allem in einer begleitenden Erörterung aufgenommen – so etwa die
genauen Anforderungen an Parteien und Kampagnenführende oder eine präzise
Definition von «gemeinsamen Kampagnen». Vor allem die Wirtschaftsverbände
(Economiesuisse, SAV, SGV, SBV) hatten sich in der Vernehmlassung freilich sehr
kritisch gezeigt und von «Scheintransparenz» gesprochen, weil es nach wie vor zu viele
Schlupflöcher gebe. 
Der Bundesrat entschied zudem, dass die Regeln erstmals bei den eidgenössischen
Wahlen 2023 gelten sollen. 30

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.08.2021
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung
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Militärorganisation

Dans le domaine budgétaire, les deux initiatives parlementaires des députés Hubacher
(ps, BS), demandant le référendum financier en matière d'armement, et Oehler (pdc,
SG) (90.227), souhaitant une révision du système de la planification financière du DMF,
ont été rejetées par la commission du Conseil national. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.02.1990
BRIGITTE CARETTI

Ausrüstung und Beschaffung

Le Conseil national, à une confortable majorité, n’a pas donné suite à une initiative
parlementaire du socialiste vaudois Pierre Chiffelle qui préconisait d’inscrire dans la
Constitution un droit de référendum en matières de dépenses d’armement. Le projet
prévoyait que tout crédit de plus de 200 millions CHF destiné à l’armement pourrait
être soumis à la sanction du peuple suisse. La CPS a refusé de se rallier aux arguments
de l’initiant par quatorze voix contre neuf. Elle a notamment souligné qu’il ne serait pas
très souhaitable de créer un référendum financier dans un seul domaine des dépenses
de la Confédération, ni d’affaiblir le parlement en lui ôtant une de ses prérogatives. De
plus, elle a considéré que le législatif était tout à fait à même de s’opposer à certaines
dépenses d’armement, comme il l’avait fait en 1997 en refusant un crédit pour des
obusiers blindés. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.06.1998
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